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Gedeihen die Bedingungen zu einseitig in Erziehungs- und anderen Umwelt-
wirkungen gesucht, wÄhrend doch auch Åber die seelische Beschaffenheit in
erster Linie die erbliche Veranlagung entscheidet.

Zu der Diskussion, welche sich an die beiden ersten VortrÄge an-
schloss, meldeten sich mehrere Dutzend Redner, so dass den einzelnen nur
5 Minuten Redezeit gewÄhrt werden konnten, deren Einhaltung der Leiter
der Versammlung, OberbÅrgermeister Rive (Halle) mit vorbildlicher Energie
durchsetzte. Prof. Schlesinger (Frankfurt a. M.) berichtete, dass in
Frankfurt a. M. das LÄngenwachstum der Schulkinder bereits zum grossen
Teil eingeholt sei, wÄhrend das Gewicht noch zurÅckstehe. Die Camerer-
schen Zahlen, mit denen Drigalski die Befunde an seinen Schulkindern
verglichen habe, seien keine brauchbare Norm fÅr Halle. Der Rohrerindex
sei zwar fÅr die Auswahl hilfsbedÅrftiger Kinder wenig geeignet, brauchbar
aber fÅr statistische Vergleiche und zur Erkennung von Aenderungen im Er-
nÄhrungszustande des einzelnen Kindes. Stadtarzt Dr. Schnell-Halle trat
fÅr die Verallgemeinerung der LeibesÅbungen ein. FÅr alle schul-
entlassenen Jugendlichen soll eine Uebungspflicht eingefÅhrt werden. In der
gleichen Richtung bewegten sich die AusfÅhrungen von Prof. Schmidt
(Bonn), des bekannten VorkÄmpfers auf dem Gebiete der LeibesÅbungen.
DemgegenÅber betonte Lenz (MÅnchen), man dÅrfe nicht vergessen, dass
nicht nur GewebsernÄhrung Gewebsarbeit zur Vorbedingung habe, sondern
auch umgekehrt. Solange Nahrungsmangel in Deutschland bestehe Ç und er
werde voraussichtlich wieder schwerer werden als gegenwÄrtig, wo wir vom
Kapital zehren, aber bald damit zu Ende seien Ç werde durch Uebertreibung
von LeibesÅbungen der Nahrungsmangel verschlimmert. Ueberhaupt dÅrfe man
die kÉrperliche ErtÅchtigung der Jugend nicht zu einseitig von LeibesÅbungen
erhoffen. Minderwertigkeiten der Erbmasse kÉnnten dadurch nicht ausge-
glichen werden, und mit solchen sei unsere BevÉlkerung stark durchsetzt. Die
SchÄden, welche wir heute an der Jugend wahrnehmen, seien daher nicht
einseitig auf Kriegsfolgen zurÅckzufÅhren. Wenn Drigalski vor dem
Kriege den Zustand der Schulkinder in Halle mit den Camerer schen
Idealzahlen verglichen hÄtte, so wÅrde er einen grossen Teil der von ihm
als Kriegsfolgen angesprochenen MÄngel auch damals schon gefunden haben.
Dr. Helm (Berlin) vertrat die Meinung, dass die Tuberkulose-
morbiditÄt noch im Steigen sei, wenn auch die MortalitÄt augenblicklich etwas
abgenommen habe. Prof. Selter (KÉnigsberg) warnte vor UeberschÄtzung
der Pirquetreaktion und trat fÅr die klinische Diagnose der Tuberkulose als
Grundlage aller Massnahmen ein. Prof. Frommel (Witten) will die Grund-
sÄtze der SeuchenbekÄmpfung auf die Geschlechtskrankheiten angewandt
wissen und fordert vor allem die Nachforschung nach der Infektionsquelle.
Oberregierungsrat Korweg (Detmold) berichtet Åber gÅnstige Erfahrungen,
die in Detmold seit 1% Jahren mit einer Meldepflicht fÅr Ge-
schlechtskrankheiten gemacht wurden. In der weiteren Dis-
kussion meint ein nichtmedizinischer Verwaltungsbeamter, die Einstellung der
Aerzte sei nicht in erster Linie sozial. Die FÅrsorge dÅrfe nicht DomÄne
des Arztes sein; am wichtigsten sei die Organisation; und eine Rednerin
sprach im gleichen Sinne. DemgegenÅber nahm Prof. Krautwig (KÉln)
die Aerzte in Schutz und betonte, dass die Juristen schliesslich doch nicht
alles am besten verstÄnden, auch nicht die ArbeitersekretÄre. Das Jugend-
amt kÉnne das Gesundheitsamt nicht ersetzen. Prof. v. Drigalski (Halle)
bemerkte in seinem Schlusswort sehr treffend, dass auch die angestellten
Aerzte Verwaltungsbeamte seien und dass man sie nicht zurÅcksetzen dÅrfe,
eben weil sie eine besondere Fachbildung auf dem Gebiete der sozialen
Hygiene hÄtten.

ÑAm 13. September vormittags nahm Prof. Kuhn, der Direktor des
Hygienischen Instituts der Technischen Hochschule Dresden, das Wort zu
einem formvollendeten und inhaltsschweren Vortrag ÖUeber die Zukunft
unserer RasseÜ. Wenn auch die tÅchtigen Erbanlagen in unserem Volke
durch die Gegenauslese des Krieges vermindert seien, so haben doch die
verbliebenen Erbanlagen durch die Einwirkung des Krieges keine VerÄnderung
erfahren. Aber Befreiung von Seuchen und kÉrperliche ErtÅchtigung der
vorhandenen Individuená stellen die Zukunft eines Kulturvolkes nicht sicher.
Auch die seelische TÅchtigkeit kÉnne auf die Dauer nur gewahrt
werden, wenn eine Fortpflanzungsauslese zu Gunsten tÅchtiger ErbstÄmme
erreicht werde. Die Lehren der Rassenhygiene mÅssen daher ins Volk
dringen. Es sei zunÄchst nÉtig, dass die Studierenden der Medizin Åber
die Ergebnisse der Vererbungswissenschaft unterrichtet werden und Rassen-
hygiene hÉren. Weiter seien an allen Hochschulen auch Vorlesungen Åber
Rassenhygiene fÅr die anderen FakultÄten einzurichten. Die Aerzte seien
durch Fortbildungskurse mit der Rassenhygiene vertraut zu machen. Diese
seiauch unter die Aufgaben der hygienischen Volksbelehrung aufzunehmen. Die
BevÉlkerung'spolitik mÅsse nach rassenhygienischen Gesichtspunkten
gefÅhrt werden. Die Steuergesetzgebung und die Besoldungspolitik seien so
zu regeln, dass sie nicht rassenhygienisch schÄdlich wirken, wie meist bisher,
sondern gÅnstig. Anzustreben sei die ÖNormalehe* Muckermanns. Als
Mindestmass fÅr ein gesundes Ehepaar sei die Dreikinderehe Grotjahns
anzusehen. Von allen Ehebewerbern seien Ärztliche Gesundheits-
zeugnisse zu verlangen, doch sollen direkte Eheverbote nicht eher
ausgesprochen werden, als bis die Éffentliche Meinung rassenhygienisch
orientiert ist. FÅr unverbesserliche Verbrecher und Ähnliche gemeinschÄdliche
Individuen ist die Sterilisierung angezeigt, jedoch nur mit ihrem
EinverstÄndnis, das in vielen FÄllen zu erreichen sein werde, da die ÑFrucht-
barkeit den Minderwertigen meist hÉchst. unerwÅnscht sei, Die Abtreibung
dagegen sei kein geeignetes Mittel der Rassenhygiene und dÅrfe nicht freige-
geben werden. S
ÑIn der Diskussion trat Prof. Reiter (Rostock) fÅr die EinfÅhrung

eines Gesundheitsbogens fÅr alle StaatsbÅrger ein, der die Grund-
lage fÅr alle grosszÅgigen sozialhygienischen und rassenhygienischen Mass-
nahmen zu bilden habe. Vorher sei eine solide Medizinalstatistik gar nicht
mÉglich. Der hygienische Unterricht an unseren UniversitÄten bedÅrfe einer
durchgreifenden Reform. Die Notwendigkeft des Gesundheitsbogens wurde
Åbrigens auch von Prof. Kuhn betont und unter dem Beifall der Ver-
sammlung in die LeitsÄtze aufgenommen, aus denen diese Forderung vorher
nur mit RÅcksicht auf die immerhin nicht ganz leichte DurchfÅhrbarkeit weg-
gelassen worden war. Bezirksarzt Bauer (NÅrnberg) fÅhrte aus, die mangel-
hafte Konstitution nehme unheimlich zu. Statt wahlloser PrÄmiierung der
Fruchtbarkeit sei sorgfÄltige Fortpflanzungsauslese nÉtig. Auch die rassen-
hygienische Sterilisierung sei gutzuheissen. Medizinalrat Wollenweber

(Dortmund) berichtete Åber Erfahrungen mit einer Eheberatungsstelle, die er
in Dortmund ins Leben gerufen hat. Geheimrat Schlossmann (DÅssel-
dorf) beklagte die Gegenauslese des Krieges; auf diese Weise habe die
Erbmasse unserer BevÉlkerung durch den Krieg doch schwer gelitten... Ent-
scheidend sei die Durchdringung der Gesetzgebung mit biologischem und
bevÉlkerungspolitischem Denken. Ehetauglichkeitszeugnisse lehnte er als
ÖbourgeoismÄssigÜ ab, was mehr als Kuriosum erwÄhnt sei. Im Åbrigen
fanden die Forderungen Prof. Kuhns allseitige Zustimmung der Versamm-
lung. Insbesondere bekannte sich auch Prof. v. Drigalski in seinem
Schlusswort vÉllig zu dem aufgestellten rassenhygienischen Programm.

So bedeutet die NÅrnberger Tagung des Deutschen
Vereins fÅr Éffentliche Gesundheitspflege einen verheissungs-
vollen Sieg des rassenhygienischen Gedankens; und wenn
man Åberblickt, was der Verein in seiner bisherigen langjÄhrigen Wirksamkeit
schon geleistet hat, so darf man vielleicht sogar hoffen, dass bei der Tagung
in NÅrnberg mehr als verhallende Worte, erhobene GemÅter und bedrucktes
Papier herauskommen werden, Lenz - MÅnchen.

Aus Ärztlichen Standesvereinen.

42. Deutscher Aerztetag.
(Eigener Bericht.)

(Schluss.)

Der zweite Verhandlungstag brachte als ersten Punkt
4. den Bericht des GeneralsekretÄrs und Entlastungserteilungen.
Der Kassenbericht liegt vor, die Entlastung wird ohne ErÉrterung erteilt.

FÅr die GeschÄftsstelle der Arzneimittelkommission der Deutschen Gesellschait
fÅr innere Medizin werden wie bisher 3000 M., fÅr Ärztliche Fortbildung
5000 M. bewilligt.

Der Bundesbeitrag fÅr 1922 wird auf 10 M., fÅr unstÄndige Mitglieder
des LV. auf 5 M. festgesetzt.

Infolge der UeberschÅsse des Vereinsblattes hat sich die Finanzlage
gÅnstig gestaltet.

5. Bericht der Kommission Åber Verschmelzung von Deutschem Aerzte-
vereinsbund und Leipziger Verband.

Richter-Zeitz gibt einen RÅckblick auf die Entwicklung der beiden
Organisationen. Bei der Verschiedenheit ihres Aufbaues, hier ein Bund von
Vereinen, dort ein Verband von Einzelpersonen, ist gegenwÄrtig eine Ver-
schmelzung nicht mÉglich, wenn auch kÅnftig vielleicht der LV. sich von
unten auf zu einem Verband der kassenÄrztlichen Vereine umgestalten wird.
Das Vereinswesen in Norddeutschland bedarf noch vielfach des Ausbaues nach
sÅddeutschem Vorbild. Die Aufgaben beider Organisationen sind auch zu
verschieden, anderseits wÄren kaum wesentliche Ersparungen zu erwarten.
Die Hauptsache sind nicht die Einrichtungen, sondern die fÅhrenden MÄnner
und der Geist des Ganzen. Die Kommission spricht sich daher dahin aus
dass zurzeit eine Verschmelzung weder zweckmÄssig, noch notwendig, nod
mÉglich erscheint. Auch eine Verschmelzung der beiden VerbandsblÄtter kin
nicht als zweckmÄssig bezeichnet werden.

KÉppen-Nordn beantragt auszusprechen,
schmelzunganzustrebensei.
sind nicht Åberzeugend.

Dieser Antrag gelangt zur Annahme.
Ñ6. Der Arzt im Entwurf zum neuen Strafgesetzbuch und zum Gesetz Åber

den Rechtsgang in Strafsachen.
Puppe-Breslau legt in sehr klarer und anregender Weise die Aende-

rungen dar, welche das neue Gesetz bringt: Die Umwandlung des Straf-
prozesses in einen Parteiprozess Ändert die Stellung der SachverstÄndigen
und vermehrt ihre Zahl, erfordert auch eine vermehrte Ausbildung der Aerzte
in Gerichtsmedizin. Die neu geschaffenen ÖsachverstÄndigen ZeugenÜ sind
ein Produkt der Sparsamkeit und abzulehnen. Die Vereidigung der Sach-
verstÄndigen soll nach dem Entwurf nicht in allen FÄllen, sondern nach Er-
messen und Bedarf erfolgen. Ç Wir Aerzte haben dafÅr einzutreten, dass
kÅnftig Strafunterbrechungen infolge eines durch Strafvollzug entstandenen
Leidens (z. B. GefÄngnispsychosen) auf die Strafzeit angerechnet und nicht
ev. nach Jahr und Tag von dem Genesenen nachgeholt werden mÅssen.

Hoch anzuerkennen ist, dass das neue Gesetz statt des starren Ver-
geltungsprinzips in vermehrtem Masse die naturwissenschaftlich begrÅndete
psychologische Beurteilung setzt und im besonderen z. B. den Begriff der
verminderten ZurechnungsfÄhigkeit und die eigenartigen VerhÄltnisse der
Jugendlichen zur Geltung kommen lÄsst, demgemÄss auch die Bestrafung ab-
stuft und durch Sicherheits-, Erziehungs- und Heilmassnahmen ersetzt oder
damit verbindet. "Gerechtfertigt.ist die vorgesehene Bestrafung des sinn-
losen Rausches im RÅckfall. Es ist nur zu wÅnschen, dass der Entwurf bald
zum Gesetz werde. (Lebhafter Beifall.)

Alexander - Charlottenburg behandelt wie auf dem Stuttgarter Aerzte-
tag die StraffÄlligkeit Ärztlicher Handlungen in ebenso eingehender wie schari-
sinniger Kritik. Obwohl Ärztliche Handlungen niemals dem Vorsatz zu schaden
entspringen, vielmehr nur auf die Heilung von KÉrperschÄdigungen ausgehen,
setzt die formalistische Auslegung des Reichsgerichtes den Arzt der Gefahr
aus, seine Eingriffe an sich zu KÉrper,Ñverletzungenáá gestempelt zu sehen.
Diesem Widerspruch gegen die Rechtssicherheit und das sittliche Emp-
finden des Arztes \gegenÅber schafft der Entwurf des neuen Strai-
gesetzes noch keine volle Abhilfe; zum Teil wohl deshalb, weil
der Gesetzgeber nicht zu Gunsten eines Standes Sondervorbehalte machen.
will. Immerhin gewÄhrten die Bestimmungen bezÅglich der Nothilfe einige
vermehrte Sicherungen u. a. dadurch, dass zu dem Eingriff nicht die aus-
drÅckliche Zustimmung des GefÄhrdeten verlangt, sondern nur der Eingrifi
gegen dessen ausdrÅcklichen Willen unter Strafe gestellt wird. Weniger
dienlich sind die Bestimmungen zum Schutz gegen eigenmÄchtige Heilbehand-
lung, doch wird der Freispruch in diesem Falle gegen die Erhebung einer
Klage wegen KÉrperverletzung schÅtzen; unserem Rechtsempfinden genÅgt aber
nicht die Straflosigkeit, wir mÅssen das Anerkenntnis der Schuldlosigkeit
verlangen.

Tiefeingreifend sind die Bestimmungen Åber die TÉtung namentlich in
zwei Punkten: Die TÉtung der keimenden Frucht und die Opferung des

dass die Ver-
Die dagegen vorgebrachten GrÅnd
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kindlichen Lebens zum Wohle der Mutter, dann die TÉtung eines Menschen
auf dessen ausdrÅckliches Verlangen. In den ersteren FÄllen ist der Arzt nur
dann straffrei, wenn er in hÉherem Interesse und nach streng medizinischen
Indikationen handelt. Das EinverstÄndnis der Mutter deckt ihn nicht, denn
auch diese kann nicht frei Åber das Lebensgut ihres Kindes verfÅgen, das
der Staat zu schÅtzen hat. Zu der Zumutung, sich zur TÉtung eines Anderen
auf dessen ausdrÅckliches Verlangen herzugeben, wenn auch das Problem
als solches diskutabel ist, muss sich der Arzt, soweit er als Arzt in Frage
kommt, durchaus ablehnend verhalten. Der Arzt hat nur die Aufgabe zu
heilen und zu helfen, nicht die, zu tÉten. Soll die TÉtung erlaubt sein, so
braucht man dazu nicht den Arzt. Auch die weitgehendsten praktischen
Bedenken mÅssen den Arzt davon abhalten.

Auch gegen die von sozialdemokratischer Seite betriebene Beseitigung
der $$ 218Ç220 des StGB. mÅssen sich die Aerzte ablehnend verhalten, ebenso
gegen die gewÅnschte Bestimmung, dass die Unterbrechung der Schwanger-
schaft durch einen Arzt innerhalb der ersten 3 Monate straffrei geschehen
kÉnne. Schon deshalb, weil die Schwangerschaft ein physiologischer Vorgang
ist, den aufzuheben und zu stÉren nicht Sache des Arztes ist, abgesehen
von den damit verbundenen GefÄhrdungen der Mutter. Die Unterbrechung der
Schwangerschaft ist ein Uebel, das wir nur aus streng medizinischen
GrÅnden herbeifÅhren dÅrfen, nicht aber, um modernen sozialen Anschauungen
zweifelhafter Art zu dienen.

Kurz berÅhrt Redner noch die neuen zweckmÄssigen Bestimmungen zur
Wahrung des Ärztlichen Berufsgeheimnisses und schliesst auch seinerseits mit
der dankbaren Anerkennung der grossen Fortschritte der Gesetzgebung auch
fÅr unseren Stand. (Lebhafter Beifall.)

LeitsÄtze;
1. FÅr die Beziehungen des Strafrechts zur Heilkunde bedeutet der Ent-

wurf zu einem deutschen Strafgesetzbuch vom Jahre 1919 einen wesentlichen
Fortschritt gegenÅber dem geltenden Strafgesetzbuch.

2. Insbesondere ist mit Erfolg versucht worden, den neuzeitlichen An-
schauungen Åber die psychologischen Wurzeln der Straftaten durch ihnen
angepasste Strafzumessung sowie durch Verwahrungs-, Sicherungs-, Er-
ziehuggs- und Heilmassnahmen Rechnung zu tragen.

3. Die MÉglichkeit einer schematischen Unterstellung Ärztlicher Berufs-
handlungen unter den strafrechtlichen Begriff der KÉrperverletzung ist durch
den Entwurf nicht vÉllig beseitigt. Zwar ist durch die Bestimmung Åber
Rechtswidrigkeit, Nothilfe und eigenmÄchtige Behandlung gegen etwa aus der
Unterstellung sich ergebende Verurteilungen genÅgende Sicherheit geschaffen.
Der Aerztetag erachtet indes aus ideellen GrÅnden die Aufnahme eines Rechts-
grundsatzes in das Strafgesetzbuch fÅr erforderlich, wonach Ärztliche Heil-
handlungen, insoweit sie nicht gegen die Bestimmungen des Strafgesetzbuches
verstossen, nicht unter den strafrechtlichen Begriff der KÉrperverletzung
fallen.

Der Aerztetag kann ein BedÅrfnis fÅr Straffreiheit der Vernichtung lebens-
unwerten Lebens durch Aerzte nicht anerkennen.

Der Aerztetag erklÄrt sich vom Ärztlichen Standpunkte gegen die Straf-
losigkeit der TÉtung der Frucht im Mutterleibe, soweit die TÉtung nicht. von
Aerzten zur Abwendung einer gegenwÄrtigen, nicht anders abwendbaren Ge-
fahr fÅr Leben oder Gesundheit der Schwangeren und mit ihrer ausdrÅcklichen
Zustimmung vorgenommen wird.

4. Der geÄnderten Fassung Åber das Berufsgeheimnis des Arztes, die
etwaigen Gewissenskonflikten Rechnung trÄgt, stimmt der Aerztetag zu.

Bergemann-Leipzig beantragt, der Aerztetag wolle die TÉtung
bei nicht lebenswertem Leben befÅrworten. Man wÅrde eine unfortschrittliche
Haltung des Aerztetages in dieser Frage nicht verstehen.

Gysi-NeukÉlln wÅnscht fÅr die Unterbrechung der Schwangerschaft
auch andere als Ärztliche, nÄmlich ethische und wirtschaftliche Interessen Ç
welche die EinschrÄnkung der Kinderzahl erforderlich machen Ç gelten zu
lassen mit der Massgabe, dass die Unterbrechung nur in staatlichen Ent-
bindungsanstalten stattfinden dÅrfe.

Peyser-Berlin wendet sich gegen Bergemann. Nicht diejenigen
sind- fortschrittlich, die in die Massen ÖfortschrittlicheÜ Schlagworte und
sozialpolitische Doktrinen hineintragen, sondern die, welche in ruhiger, stiller
Ueberlegung und Arbeit sich zur Ablehnung solcher Ideen durchgerungen haben
und nichts wissen wollen von solchen VorschlÄgen zur Vernichtung fremden
Lebens!

Lennhoff-Berlin verwahrt sich dagegen, dass die Aerzte wegen
ihrer besseren Technik herangezogen werden sollen zur weiteren FÉrderung
der strafwÅrdigen, durch Kurpfuscher in ungeheuerem Umfang betriebenen
Abtreibungen. FÅr uns darf es nur eine Indikation geben, die Ärztlich-
medizinische.

Puppe (Schlusswort): Die abendlÄndische Kultur kennt keine Ver-
nichtung des nicht lebenswerten Lebens, wie sie in Sparta geÅbt worden ist.
Es ist noch zu erinnern, dass auf der Tagung der deutschen Medizinal-
beamten die Vernichtung keimenden Lebens abgelehnt und die Anzeigepflicht
fÅr die Ärztlich vorgenommene Vernichtung gefordert wurde.

Alexander-Charlottenburg lehnt es ab, dass sich der Arzt zur
Rolle des Henkers hergibt und solchen unsinnigen Forderungen nachkommt.

Die LeitsÄtzeá der Berichterstatter werden angenommen, der Antrag
Bergemann einstimmig abgelehnt.

7. Die hygienische VolksaufklÄrung. ? Ey
Berichterstatter Scholl-MÅnchen: In einer Zeit, wo mehr als je

die Kurpfuscherei, Aberglauben und Dilettantismus in BlÅte stehen, ist es
Pflicht der Aerzte, das Volk vor der Ausbeutung durch Demagogen zu schÅtzen
und sich an der gesundheitlichen AufklÄrung aktiv zu beteiligen, auch um
ihres eigenen Ansehens willen. Dabei stehen uns bereits angesehene und
grosse VerbÄnde zum gleichen Zwecke zur Seite. Die AufklÄrung selbst 1st
Sache des Arztes, die VortrÄge sollen allgemein anerkannte Gesundheitslehren,
nicht die Krankenbehandlung zum Gegenstand haben. Wir sind nun vor die
grundsÄtzliche Frage der Mitbeteiligung der Naturheilvereine gestellt. Ein
gewisser berechtigter Kern liegt in deren Bestrebungen; aber anders ist es,
wenn wir offizielle Vertreter dieser Vereine zu der VolksaufklÄrung zu-
ziehen sollen. DarÅber besteht eine Meinungsverschiedenheit. Die Natur-
heilanhÄnger und Naturheilkundigen sind zwar voneinander zu unterscheiden,
allein in der Gegnerschaft gegen den Impfzwang und gegen die Schulmedizin
und in der Verteidigung der Kurierfreiheit sind sie einig, Ein Zusammenarbeiten
mit ihnen ist psychologisch unmÉglich. Von der radikalen Ärztefeindlichen sÄchsi-

I
schen Regierung unterstÅtzt streben sie die Zulassung der Naturheilkundigen zur
Behandlung der Kassen- und Versorgungskranken an. Wenn wir sie ablehnen,
geschieht es nicht aus materiellen GrÅnden und StandesdÅnkel, Ñsondern wir
tun es pflichtmÄssig als Gegner der Afterwissenschaft und des Dilettantismus.
Dagegen mÅssen wir die Oeffentlichkeit und vor allem die TrÄger der sozialen
Versicherung aufrufen. Diese sind schon vielfach tÄtig in der hygienischen
AufklÄrung, sie in die Hand zu nehmen, ohne Zersplitterung, ist Sache der
Aerzte, umsomehr, als wir bisher es daran haben fehlen lassen, als Apostel
der AufklÄrung in das Volk zu gehen. In dem grossen Ringen um Wahrheit
und Erkenntnis muss die Menschheit die Aerzte zu ihren FÅhrern zÄhlen.
(Beifall.) Berichterstatter empfiehlt folgende Entschliessung:

Der 42. Deutsche Aerztetag fordert die deutschen Aerzte auf, wie bisher
an der hygienischen VolksaufklÄrung tatkrÄftig mitzuarbeiten, und hÄlt dabei
ein Zusammengehen mit den TrÄgern der Sozialversicherung fÅr wÅnschens-
wert und erspriesslich.

Der deutsche Aerztevereinsbund erklÄrt sich ferner bereit, an den Ar-
beiten des Reichsausschusses fÅr hygienische Volksbelehrung und seiner
UnterausschÅsse teilzunehmen, lehnt dabei aber eine offizielle Vertretung aller
Naturheilvereine und Ähnlicher VerbÄnde in diesen AusschÅssen unbedingt ab,
weil viele der von diesen Vereinen vertretenen Ansichten, besonders die-
jenigen Åber die Schutzimpfung, Åber Ursachen und BekÄmpfung der Infektions-
krankheiten und Åber mancherlei von der Wissenschaft erprobte Heilmittel
und Heilmethoden geeignet sind, jede hygienische Volksbelehrung in be-
denklichster Weise zu hemmen und zu schÄdigen.

Scheyer-Berlin beantragt auszusprechen,
n dass die hygienische Volksbelehrung nur dann wirksam durchzufÅhren

sei, wenn sie bereits in den hÉheren Schulklassen und Fortbildungsschulen
er und der Unterricht von geeigneten Ärztlichen LehrkrÄften erteilt
wird.
Zur BegrÅndung verweist Sch. auf seine eigenen Erfahrungen als Schul-

arzt, die hygienische AufklÄrung wird vielfach aus der Schule durch die
SchÅler ins Volk getragen.

Schulze-Liebenwerda betont die Wichtigkeit der hygienischen Auf-
klÄrung auf dem Lande. Alle Aerzte mÅssen mitarbeiten und Zeit dafÅr
haben, eine alte Erfahrung ist die, dass die MeistbeschÄftigten es sind, die
hierfÅr noch Zeit finden. Die Volksgesundheit ist das letzte Gut, welches
uns geblieben, sie muss erhalten werden.

NeustÄtter-Dresden: Man hat es mir verdacht, dass ich als Be-
kÄmpfer der Kurpfuscherei die Zulassung eines Vertreters der Naturheilvereine
zum Reichsausschuss fÅr VolksaufklÄrung befÅrworte. Ich halte heute noch
die Kurpfuscherei fÅr ein GrundÅbel und werde sie auch ferner bekÄmpfen.
Ich verwahre mich auch dagegen, dass ich zusammen mit der sozialistischen
sÄchsischen Regierung gehe, ich habe keine Beziehungen zu derselben oder
zu der Sozialdemokratie. Diese selbst will Åberhaupt nur die Verstaatlichung
der - Aerzte, nicht Heranziehung der Kurpfiuscher. FrÄssdorf hat sich
deshalb sogar den Unwillen der Naturheilkundigen zugezogen. Wir wollen aber
die AnhÄnger der Naturheilkunde, die in der Hauptsache sich um eine Lebens-
reform bemÅhen, in den Ausschuss zulassen; es handelt sich dabei grossenteils
um angesehene Leute, die wir nicht zurÅckstossen sollen. Die FÅhrung muss
selbstverstÄndlich den Aerzten bleiben. Es ist schwerer ihnen in Volksver-
sammlungen entgegenzutreten, als in einem kleinen Gremium, wo sie ihre
Meinungen auch vertreten mÅssen und der AufklÄrung durch gute GrÅnde
zugÄnglich sind. Ich habe zuviel Vertrauen in den Wert der Wissenschaft,
um irgendeine BefÅrchtung zu hegen. Stossen wir die Leute zurÅck, so
fÅhren wir sie auf eine Seite, wo es kein Paktieren gibt. So aber kann
es zu einer verstÄndigen Zusammenarbeit kommen und zu einer AufklÄrung
der verhetzten und verschrobenen Massen. Wir wollen daher heute keine
endgÅltige Abweisung aussprechen und lieber die Angelegenheit nochmals einer
Kommission zur KlÄrung Åbergeben. i

Bornstein-Berlin unterstÅtzt die Auffassung NeustÄtters.
Lennhoff-Berlin stellt den Antrag, die Entschliessung dadurch ab-

zuÄndern, dass es heisst lehnt... . ab, soweit und solange viele....
GeneralsekretÄr Herzau lehnt ein Zusammengehen mit den Vertretern

des Naturheilverfahrens ab, solange sie nioht die wissenschaftliche Medizin als
Grundlage der VolksaufklÄrung anerkennen.

Scholl warnt davor, eine unangebrachte SchwÄche zu zeigen.
Die Entschliessung wird mit der Lennhoffschen AbÄnderung ange-

nommen.
Der Vorsitzende schliesst die Tagung, welche eine FÅlle von An-

regungen und Belehrung gebracht hat, mit dem Dank an alle, die zu ihrem
Gelingen beigetragen haben.

Henius-Berlin bringt dem Vorsitzenden und dem GeschÄftsausschuss
den Dank der Versammlung in einem dreifachen Hoch zum Ausdruck.

Bergeat.

Hauptversammlung des Leipziger Verbandes

in Karlsruhe am 15. und 16. September 1921.
Der Vorsitzende Hartmann erÉffnet die Versammlung mit. einem

Nachruf auf Ludwig Pfeiffer- Weimar und den zweiten GeneralsekretÄr
des Verbandes Karl Wiebel und weist dann auf den in Vorbereitung
befindlichen Entwurf des Reichsversicherungsgesetzes hin. Der Ausblick auf
schwere Zeiten macht den weiteren festen Ausbau der Organisation zur
Pflicht.

1. Bericht des Organisationsausschusses. Der Entwurf
zu den neuen Satzungen ist in Nr. 31 der Aerztl. Mitt. abgedruckt.

Berichterstatter Scholl-Minchen verweist darauf, dass die Zunahme
der GeschÄfte und die Ereignisse der letzten Jahre eine Aenderung der
Organisation erforderlich machen. Vor allem entstand das BedÅrfnis eines
vermehrten Einflusses der Peripherie auf die FÅhrung, was bereits zur
Schaffung des ÖBeiratesÜ gefÅhrt hat, doch muss aus praktischen GrÅnden die
Leitung an einem Ort (Leipzig) vereinigt bleiben. Die Aufgaben des Auf-
sichtsrates werden einer Kommission des Beirates Åbertragen. In der Haupt-
versammlung sollen Ñnur der Vorstand, der Beirat und die Vertreter der
ProvinzialverbÄnde (je 1 auf 1000) Stimme erhalten. Eine Verschmelzung
des LV. mit dem Aerztevereinsbund.ist nicht mÉglich, anzustreben ist ein


